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(1) Die Finanzhilfen werden im Zeitraum von 2020 bis einschließlich 2038 gewährt. Der Zeitraum nach
Satz 1 wird in die folgenden drei Förderperioden aufgeteilt:

1. Förderperiode 1 von 2020 bis einschließlich 2026, in der Finanzhilfen in Höhe von bis zu 5,5
Milliarden Euro gewährt werden,

2. Förderperiode 2 von 2027 bis einschließlich 2032, in der Finanzhilfen in Höhe von bis zu 4,5
Milliarden Euro gewährt werden und

3. Förderperiode 3 von 2033 bis einschließlich 2038, in der Finanzhilfen in Höhe von bis zu 4
Milliarden Euro gewährt werden.

(2) Abweichend von Absatz 1 können auf Antrag eines Bundeslandes nach § 3 Absatz 2 bis zu 10
Prozent der nach Absatz 1 maximal gewährten Finanzhilfen zu seiner Nutzung in nachfolgende
Förderperioden übertragen werden. Über den Antrag entscheidet das Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Haushaltsausschuss
des Deutschen Bundestages unter Berücksichtigung einer Stellungnahme des
Bund-Länder-Koordinierungsgremiums nach § 25, welche die Höhe der übertragenen maximal
gewährten Finanzhilfen, die Verteilung auf die Bundesländer sowie die aufnehmenden Förderperioden
festlegt. Der Antrag ist spätestens vier Monate vor Ende der Förderperiode, aus der Finanzhilfen
übertragen werden sollen, bei dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie einzureichen. Die
Übertragung ist nur zulässig, soweit nach der Übertragung die maximal gewährten Finanzhilfen in den
Förderperioden 2 und 3 nach Absatz 1 jeweils mindestens 50 Millionen Euro geringer sind als die
maximal gewährten Finanzhilfen in der jeweils vorangegangenen Förderperiode. Im Übrigen lässt die
Übertragung die länder- und revierspezifischen Gesamtanteile der Finanzhilfen nach § 3 Absatz 2
unberührt.

(3) In der Förderperiode 1 können Investitionen gefördert werden, wenn sie nach dem 1. Januar 2020
begonnen werden. Vor dem 1. Januar 2020 begonnene Investitionen, aber noch nicht abgeschlossene
Maßnahmen können gefördert werden, wenn gegenüber dem Bund erklärt wird, dass es sich um
selbstständige Abschnitte eines laufenden Vorhabens handelt. Dies gilt insbesondere für Investitionen
aus dem Sofortprogramm der Bundesregierung, die im Rahmen des Bundeshaushalts 2019
insbesondere durch Kapitel 6002 Titel 686 01 „Verstärkung von Zuschüssen für Maßnahmen regionaler
Strukturpolitik/Strukturwandel Kohlepolitik“ gefördert wurden.

(4) Werden Investitionsvorhaben oder selbstständige Abschnitte von Investitionsvorhaben vor Ablauf
einer Förderperiode nach Absatz 1 bewilligt, können dafür Finanzhilfen dieser Förderperiode bis zu drei
Jahre nach deren Ablauf verausgabt und abgerechnet werden. Im Jahr 2038 können Finanzhilfen nur für
Investitionsvorhaben oder selbstständige Abschnitte von Investitionsvorhaben eingesetzt werden, die bis
zum 31. Dezember 2040 vollständig abgenommen wurden und bis zum 31. Dezember 2041 vollständig
abgerechnet werden.

(5) Förderfähig sind auch Investitionsvorhaben, bei denen sich die öffentliche Verwaltung zur Erledigung
der von ihr wahrzunehmenden Aufgaben über den Lebenszyklus des Vorhabens eines Privaten im
Rahmen einer vertraglichen Zusammenarbeit bedient. Dabei kann sie dem privaten Vertragspartner für
den investiven Kostenanteil des Vorhabens eine einmalige Vorabfinanzierung gewähren als
Öffentlich-Private Partnerschaft (Vorabfinanzierungs-ÖPP). Fördermittel für derartige
Vorabfinanzierungs-ÖPP können bis zum 31. Dezember 2038 beantragt werden, wenn bis zum 31.
Dezember 2042 die Abnahme und Abrechnung des Investitionsvorhabens erfolgt.
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(6) Die Finanzhilfen der Förderperioden 2 und 3 werden nur gewährt, wenn die Überprüfung des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie nach § 54 des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes
ergibt, dass in der jeweils vorausgehenden Förderperiode in den Revieren nach § 2 Stilllegungen von
Braunkohleanlagen in dem nach § 4 des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes in Verbindung mit Teil
5 des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes vorgesehenen Umfang erfolgt oder rechtsverbindlich
vereinbart worden sind.
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